
 Landtag von Sachsen-Anhalt  Plenarprotokoll 6/39  21.02.2013 3229 
 

chen, nämlich zu der Beschlussempfehlung des 
Ausschusses und zu den Einlassungen der zu-
ständigen Ministerin. 

 

Zu der Beschlussempfehlung hat der Ausschuss-
vorsitzende bereits das Notwendige gesagt.  

 

(Herr Tögel, SPD: Er hat sich bemüht, alles 
zu sagen!) 

 

- Genau. Das ist Ihnen in meinen Augen auch 
ganz perfekt gelungen, Herr Tögel. - Wir werden 
dieser Beschlussempfehlung auch zustimmen, weil 
sie die zentralen Elemente enthält, nämlich einen 
Prozess vereinbart, bei dem sehr klar gesagt wird: 
Es muss einen Zeitplan für die Verhandlungen zu 
den Zielvereinbarungen geben und es muss darauf 
aufbauend einen Prozess der Profildiskussion ge-
ben. Die regionalen Akteure sind hierbei notwendi-
ge Diskussionspartner, ebenso wie die außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen. - So weit, so 
gut.  

 

Das Kernelement dieser Beschlussempfehlung ist 
- darüber haben wir im Landtag bereits debattiert -, 
dass wir darauf warten, dass uns die Landesregie-
rung einen Zeitplan für die asynchronen Abläufe 
vorlegt. Denn die Verhandlungen zu den Zielver-
einbarungen müssten jetzt eigentlich beginnen, da-
mit sie dann im Herbst in den Universitätsgremien 
aufgegriffen werden können. Schließlich sollen sie 
ab Januar 2014 greifen. Wenn wir hören, dass der 
Wissenschaftsrat erst im Juli 2013 sein Gutachten 
verabschieden wird, dann passt das nicht zusam-
men.  

 

Frau Ministerin, Sie haben Ihre Vorstellungen zum 
Umgang mit den Empfehlungen des Wissen-
schaftsrats dargelegt. Das ist für mich zunächst ein 
sehr nachvollziehbarer Fahrplan: Wir warten das 
erst einmal ab, schauen uns das an und ent-
wickeln dann zusammen mit den Hochschulen ei-
ne Vision für eine Hochschullandschaft Sachsen-
Anhalt 2025 bzw. 2030.  

 

Wenn wir das gemeinsam und hoffentlich auch 
demokratisch getan haben, unter Beteiligung aller 
betroffenen Gruppen an den Hochschulen, dann 
können wir einen Maßnahmenplan entwickeln, wie 
wir diese Vision gemessen an dem, was wir heute 
haben, umsetzen. Dann werden dazu schließlich 
Rahmenvereinbarungen mit den Hochschulen er-
arbeitet. Dazu müssen wir uns dann auch mit dem 
Finanzminister ins Benehmen setzen usw.  

 

Dieser Prozess beantwortet aber eben nicht die 
zentrale Frage der Beschlussempfehlung nach 
dem Zeitplan für die Verhandlungen zu den Ziel-
vereinbarungen. 

 

(Zustimmung von Herrn Striegel, GRÜNE) 

 

Ich finde Ihren Vorschlag zum Umgang mit dem 
Gutachten des Wissenschaftsrates sehr gut. Aber 
für mich ist die logische Konsequenz daraus, dass 

wir sagen, die geltenden Zielvereinbarungen wer-
den um ein Jahr verlängert, dann wissen die Hoch-
schulen, woran sie sind, welche Mittel ihnen zur 
Verfügung stehen. Im Frühjahr 2014 geht man 
dann nach so einem Prozess, wie Sie ihn skizziert 
haben, in neue Zielvereinbarungsverhandlungen 
hinein.  

 

Wenn wir das offen lassen, dann lassen wir die 
Hochschulen im Grunde genommen in einer sehr 
ambivalenten Situation, in der sie sich nicht richtig 
verhalten können. Natürlich schürt das dann an ei-
nigen Hochschulen das Gefühl, sie müssten im 
vorauseilenden Gehorsam Dinge zusammenstrei-
chen, damit sich keine haushalterischen Probleme 
ergeben.  

 

In einem Punkt stimme ich Ihnen zu. Ich würde 
mir auch wünschen, dass die Auseinandersetzung 
über das Gutachten des Wissenschaftsrates angst-
frei begonnen wird. Ich kann aber auch die Sorge 
nachvollziehen, die dem Ursprungsantrag zugrun-
de liegt, dass in dem Fall, dass keine klaren Sig-
nale kommen, eben doch Kürzungen an den Hoch-
schulen vorgenommen werden, die wiederum 
Strukturentscheidungen implizieren, die so vom 
Wissenschaftsrat und von den Diskussionen da-
nach möglicherweise gar nicht angedacht werden.  

 

Ihren Plan finde ich also gut. Ich finde die Be-
schlussempfehlung gut. Aber ich würde mir wün-
schen, dass Punkt 1 der Beschlussempfehlung 
auch umgesetzt wird, nämlich dass wir, dass die 
Hochschulen einen Zeitplan für den Umgang mit 
den Zielvereinbarungen bekommen. - Herzlichen 
Dank. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
 
 

Vizepräsident Herr Miesterfeldt: 
 

Vielen Dank, Frau Professor Dalbert. - Für die Frak-
tion der SPD spricht Frau Dr. Pähle. Bitte schön. 

 
 

Frau Dr. Pähle (SPD):  
 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Hochschulen prägen Sachsen-Anhalt 
- nicht allein, aber doch wesentlich. Halle beher-
bergt in den Semestern 20 000 Studierende, die 
nicht alle aus der Stadt kommen. Man spürt die 
Wirtschaftskraft dieser jungen Menschen immer in 
den Semesterferien, wenn man durch die Knei-
penmeile geht und keinen Platz bekommt. Sicher-
lich ist es in anderen Städten wie Magdeburg, 
Stendal, Wernigerode oder Merseburg ebenso: 
Hochschulen prägen unser Land.  

 

Deshalb ist es wichtig, in diesem Jahr, in dem es 
so viel für die Hochschulen zu entscheiden gilt, 
darüber zu diskutieren, wie man die verschiedenen 
Prozesse in Einklang bringt. Wir reden über Ziel-
vereinbarungen, wir reden über die Haushaltsauf-
stellung, wir reden über die Begutachtung durch 
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den Wissenschaftsrat - und all dies im Spannungs-
feld zwischen der Weiterentwicklung der Hoch-
schulen, einem formulierten Landesinteresse und 
dem ebenso formulierten Recht und der Pflicht der 
Hochschulen in Bezug auf ihre Autonomie und ihre 
Selbstgestaltung. 
 

Beratungen im Zusammenhang mit dem Thema 
Martin-Luther-Universität - auch dieser Hochschul-
kapazitätsantrag ist ein Antrag zur Martin-Luther-
Universität - haben das Hohe Haus bereits in den 
vergangenen Monaten beschäftigt, gerade weil an 
der größten Hochschule unseres Landes die Zei-
chen auf erneute Stellenkürzungen gestanden ha-
ben. 
 

Ich bin froh über die Beratungen, die wir im Aus-
schuss für Wissenschaft und Wirtschaft zu diesem 
Thema geführt haben. Diese Diskussionen haben 
gezeigt, dass sich alle Ausschussmitglieder der 
Wichtigkeit bestimmter Entscheidungen bewusst 
sind. Sie haben auch gezeigt, dass wir dem Votum 
des Wissenschaftsrates Raum geben wollen, dass 
wir uns damit auseinandersetzen wollen und eben 
nicht Schnellschüsse für die Hochschulen in unse-
rem Land befürworten. Deshalb gilt mein beson-
derer Dank allen Ausschussmitgliedern, die an der 
Diskussion teilgenommen haben, und natürlich 
auch dem Ministerium. 
 

Die vorliegende Beschlussempfehlung ist auch ein 
Signal an die Martin-Luther-Universität, Diskussio-
nen über Stellenstreichungen zu vertagen, sich 
zunächst mit der Frage auseinanderzusetzen, wie 
die Struktur in unserem Land insgesamt aussehen 
soll und erst dann zu Einsparungen oder Umstruk-
turierungen überzugehen.  
 

In der Beschlussempfehlung wird aber auch fest-
gestellt - das halte ich für besonders wichtig -: Eine 
Begleitung des von mir angesprochenen Prozes-
ses durch das Parlament durch die Formulierung 
eines Landesinteresses ist enorm wichtig.  

 

Man stelle sich vor, wir wachen eines Tages auf 
und an unseren Hochschulen gibt es keine juristi-
sche Fakultät oder keine Fakultät für Wirtschafts-
wissenschaften mehr, weil es in der Autonomie der 
Hochschulen liegt, selbst über die Strukturen zu 
entscheiden.  

 

Nein, das darf nicht sein und das kann nicht sein. 
Es ist unser aller Interesse, über die Hochschul-
struktur zu diskutieren und mit zu entscheiden, 
was wir für eine zukunftsfähige Entwicklung in un-
serem Land für notwendig und förderungsfähig er-
achten.  

 

Deshalb möchte ich an dieser Stelle noch einmal 
ganz direkt den Hinweis an die Hochschulen ge-
ben, momentan von eventuellen Einschnitten ab-
zusehen.  

 

Erlauben Sie mir zum Ende noch zwei Bemerkun-
gen zu den Ausführungen der Ministerin die ver-

schiedenen Prozesse betreffend. - Ja, wir brau-
chen ein Leitbild unserer Hochschulstruktur, das 
weit über das Jahr 2013 hinausgeht. Außerdem 
brauchen wir einen Maßnahmenkatalog, um die-
ses Leitbild umzusetzen.  
 

Ich hoffe nur, dass bei den Diskussionen mit den 
Hochschulen - Frau Ministerin, Sie sagten, das 
müsse mit den Hochschulen diskutiert werden - 
das Parlament nicht vergessen wird. Sicherlich 
sind diese Strukturmaßnahmen zuerst mit den 
Hochschulen zu diskutieren. Wir alle achten die 
Hochschulautonomie besonders. Es gibt aber auch 
ein Landesinteresse, das es zu formulieren gilt. 
Wir müssen versuchen, das zusammen mit den 
Hochschulen in einem vernünftigen und gleich-
berechtigten Prozess umzusetzen.  
 

In diesem Sinne begrüße ich Sie alle zum Hoch-
schuljahr 2013, das uns im Hohen Hause sicher-
lich noch mehrfach beschäftigen wird; denn dieses 
Thema kann uns nicht und wird uns nicht loslas-
sen, da es zukunftsentscheidend für unser Bun-
desland ist.  
 

Ich bitte Sie um Zustimmung zu der Beschluss-
empfehlung. - Vielen Dank.  
 

(Zustimmung bei der SPD)  
 
 

Vizepräsident Herr Miesterfeldt: 
 

Vielen Dank, Frau Kollegin Dr. Pähle. - Jetzt spricht 
für die Fraktion DIE LINKE Herr Lange. Bitte schön, 
Herr Kollege.  

 
 

Herr Lange (DIE LINKE):  
 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Von unserer Fraktion gibt 
es keinen Applaus für die Beschlussempfehlung; 
denn unser Antrag zielte darauf ab, ein klares Sig-
nal an die Hochschulen zu senden: Bitte kein Ab-
bau, bevor die Strukturdebatte stattgefunden hat. 
- Dieses Signal fehlt in der Beschlussempfehlung.  
 

(Zustimmung bei der LINKEN) 
 

Auch wenn Sie betonen, dass dieses Signal ir-
gendwie impliziert wäre, so muss ich sagen: Ich 
kann es darin nicht lesen. Stattdessen bleibt von 
unserem Antrag nicht viel übrig.  
 

Was hierin formuliert wurde, ist eigentlich eine 
Selbstverständlichkeit, nämlich dass es einen Zeit-
plan für die Verhandlungen der Zielvereinbarungen 
geben soll. Dass die Landesregierung dem Land-
tag einen Zeitplan vorlegt, das ist doch wohl eine 
Selbstverständlichkeit. Es wundert mich, dass das 
in einen Antrag geschrieben werden muss. Was 
die Arbeitsweise des Ministeriums betrifft, wundert 
mich seit der letzten Ausschusssitzung aber nur 
noch relativ wenig. - So viel Kritik muss sein.  
 

Nun zum Zeitplan für die Verhandlungen der Ziel-
vereinbarungen. Meines Wissens werden bereits 


